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Sitzungstermine  2015 

 

 
Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter 
� 0 21 03 / 72-106 oder mailto:buergermeisterbuero@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
 

**************************************** 
 

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 
 

1. Ordnungsbehördliche Verordnung über die zusätzli che Öffnung von Verkaufsstellen 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungs-
zeiten  (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW)  in der aktuell gültigen Fassung vom 24.04.2013 wird für 
die Stadt Hilden verordnet: 
 

§ 1 
 

Verkaufsstellen für den Verkauf von Waren aller Art dürfen im Stadtgebiet Hilden an den nachfolgen-
den Sonntagen, jeweils in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr, geöffnet sein:   
 

 1. 03. Mai 2015, 20. September 2015 und am 29. November 2015. 
 
 2. Dies gilt nicht für den Bereich des Gewerbegebietes Ellerstraße/Westring (hier: Handelszweig 

Möbelbranche) am 03. Mai 2015 und 29. November 2015.  
 

§ 2 
 

Verkaufsstellen für den Verkauf von Waren des Handelszweiges Möbelbranche dürfen im Bereich des 
Gewerbegebietes Ellerstraße/Westring in Hilden an den nachfolgenden Sonntagen, jeweils in der Zeit 
von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr, geöffnet sein: 
 
1. 08. Februar 2015 und 08. März 2015. 

 
§ 3 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen au-

ßerhalb der dort zugelassenen Geschäft- bzw. Öffnungszeiten offen hält oder in diesen Geschäfts-
zeiten andere als die zugelassenen Waren verkauft. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszei-
ten  (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße bis zu 500,00 EUR geahndet werden. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus be-
sonderem Anlass wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat  04. 18.   17.   30.   16. 

Haupt- und Finanzausschuss   04.  06.    02.   02. 

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordn.partnerschaften             

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  20.    03.     27.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  19.      27.     10. 

Integrationsrat             

Jugendhilfeausschuss  19.    11.      03. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss  09.           

Personalausschuss  09.           

Rechnungsprüfungsausschuss   23.          

Schul- und Sportausschuss  11.    10.      09. 

Sozialausschuss  23.    08.     30.  

Stadtentwicklungsausschuss  18.  29.  24.  26. 23.  25.  

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.  11.       09.  18.  
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 29.12.2014 
In Vertretung 
Norbert Danscheidt 
Erster Beigeordneter 
 
 

2. 7. Nachtragssatzung zur Schulsatzung der Musiksc hule Hilden 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen und der §§ 1,2,4,5 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in den jeweils zurzeit gültigen Fas-
sungen hat der Rat der Stadt Hilden am 17.12.2014 folgende 7. Nachtragssatzung zur Schulsatzung 
der Musikschule der Stadt Hilden vom 29.01.1997 beschlossen: 

 
§ 1 Aufgabe, Absatz 3 Ziffer a): 
 
Die Bildungsarbeit der Musikschule vollzieht sich in folgenden Unterrichtsformen: 
 

a) Elementare Musikerziehung für Kinder bis 6 Jahre 
 
 
§ 5 Aufbau, Absatz 5.1 erhält folgende Fassung: 
 
5.1 Die Ausbildung gliedert sich in Anlehnung an den vom Verband deutscher Musikschulen e.V. 

aufgestellten Strukturplan in folgende Stufen: 
 
a) Grundstufe 
 Elementare Musikerziehung in Gruppen für Kinder bis 6 Jahre 
 

b)  Unterstufe 
 Gruppen- und Einzelunterricht im Instrumental- und Vokalbereich, ergänzt durch  
Musiklehre, Singklassen und Spielkreise 

 

c) Mittelstufe 
Gruppen- und Einzelunterricht  im Instrumental- und Vokalbereich, ergänzt durch Vororchester, 
Spielkreise, Kurse in Musiklehre, Gehörbildung, Rhythmik und  
Singklassen 
 

d) Oberstufe 
 Einzelunterricht im Instrumental- und Vokalbereich, ergänzt durch Spielkreise,  

Orchester, Chor sowie musikalische Kurse und Arbeitsgemeinschaften 
 
 
§ 5 Aufbau, Absatz 5.3 erhält folgende Fassung: 
 
Elementare Musikerziehung (Grundstufe) wird in Einheiten á 45 Minuten durchgeführt. 
 

In der Unter-, Mittel- und Oberstufe erhalten die Schülerinnen und Schüler mindestens 30 Minuten Un-
terricht Instrumentalunterricht und mindestens 30 Minuten Unterricht im Ensemble- und/oder Ergän-
zungsfach. 
 

Für alle Schülerinnen und Schüler ist das Ensemble- und Ergänzungsfach obligatorisch. In begründe-
ten Fällen kann die Schulleitung die Schülerin oder den Schüler auf Antrag befristet im Ensemble- und 
Ergänzungsfach befreien. 
 

Die Belegung eines 2. Hauptfachs bzw. 1 Doppelstunde im 1. Fach ist nur bei sehr guten Leistungen 
im 1. Hauptfach möglich. 
Hierüber entscheidet die Schulleitung. 
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§ 7 Unterrichtszeiten, Absatz 7.2 erhält folgende F assung: 
 
a) Die Unterrichtseinheit im Instrumentalunterricht umfasst je nach Angebot und  

Teilnehmerzahl 30 bzw. 45 Minuten. 
Für den Zeitraum 1.02. – 31.07.2015 ist übergangsweise eine Beibehaltung der  
Unterrichtseinheit 22,5 Minuten möglich. Ab 01.08.2015 werden nur noch die oben  
genannten Unterrichtseinheiten angeboten. 

 

b) Elementare Musikerziehung (Grundstufe) wird in Einheiten á 45 Minuten durchgeführt. 
 

c) Im Ensembleunterricht sind Unterrichtseinheiten von 30; 45; 60; 120 und 135 Minuten möglich. 
 
§ 17 Inkrafttreten 
 
Die Schulsatzung tritt am 01.02.1997 in Kraft. 
Diese 7. Nachtragssatzung zur Schulsatzung der Musikschule Hilden tritt am 01.02.2015  in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 7. Nachtragssatzung vom 17.12.2014 zur Schulsatzung für die Musikschule der Stadt 
Hilden vom 29.01.1997 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen kann gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a.)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 17.12.2014 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

3. 11. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung der Mus ikschule Hilden 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen und der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in den jeweils zurzeit gültigen Fas-
sungen hat der Rat der Stadt Hilden am 17.12.2014 folgende 11. Nachtragssatzung zur Satzung der 
Musikschule der Stadt Hilden vom 29.01.1997 beschlossen: 

 
Die Gebührensatzung der Musikschule Hilden in der z uletzt gültigen Fassung wird wie folgt ge-
ändert: 
 

§ 10 Gebührentarife 
Stand: 01.02.15 

 
Tarif Unterrichtsart Min. /  

Woche Teilnehmerzahl Gebührenanteil /  
Monat  

Gebühr / 
Jahr 

1a* 
 
Einzelunterricht als Förderun-
terricht 

45 1 79,50 954,00 

1b** Einzelunterricht 45 1 110,00 1.320,00 

1c*** Einzelunterricht 22,5 1 45,50 546,00 

1d Einzelunterricht 30 1 57,25 687,00 

2a*** Gruppenunterricht 22,5 2 24,25 291,00 

2b Gruppenunterricht 30 2 31,00 372,00 
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Tarif Unterrichtsart Min. /  
Woche Teilnehmerzahl Gebührenanteil /  

Monat  
Gebühr / 
Jahr 

2c Gruppenunterricht 45 2 45,25 543,00 

2d*** Gruppenunterricht 22,5 3 bis 4 18,50 222,00 

2e Gruppenunterricht 45 3 bis 5 24,00 288,00 

2f Gruppenunterricht 45 6 bis 9 18,50 222,00 

3 Ensembleunterricht 30 bis 120 3 bis 65 18,00 216,00 

4 Elementare Musikerziehung 45 6 bis 13 19,00 228,00 

5 

 
Die Gebühren für Projekte, Kurse und Workshops werden entsprechend dem Aufwand durch die Schullei-
tung festgesetzt. Die Teilnehmerzahl wird je nach Angebot ebenfalls durch die Schulleitung festgelegt. 
 

Gebühren für das Überlassen von schuleigenen Instru menten  

Anschaffungswert bis 500 € 7,25 87,00 

Anschaffungswert über 500 € 13,50 162,00 

    
Tarif 1a* Einzelunterricht als Förderunterricht 
 
Stellt die Leitung der Musikschule die besondere Begabung eines Schülers oder einer Schülerin fest, 
und ist deshalb die Verlängerung der Unterrichtseinheit auf 45 Minuten empfehlenswert, so wird diese 
Verlängerung auf Antrag (der Erziehungsberechtigten) gewährt. Der Schüler oder die Schülerin ver-
pflichtet sich gleichzeitig, regelmäßig in einem Musikschulorchester oder –ensemble mitzuwirken und 
somit die Musikschule bei ihren öffentlichen Auftritten zu unterstützen. Bei Spielern oder Spielerinnen 
von Harmonieinstrumenten (Klavier usw.) ist ein Mitwirken bei Vorspielen, Konzerten und Wettbewer-
ben als Begleitung gleichbedeutend. 
 
Tarif 1b** Einzelunterricht 
 
Sind die Bedingungen für den Einzelförderunterricht nicht erfüllt, so wird auf Antrag der Erziehungsbe-
rechtigten die Unterrichtszeit auf 45 Minuten erweitert. Die Unterrichtsgebühr wird in diesem Fall nicht 
unter Fördergesichtspunkten festgelegt. 
 
Tarif 1c*** Einzelunterricht 
Tarif 2a*** Gruppenunterricht  
Tarif 2d*** Gruppenunterricht 
 
Nur für den Zeitraum 01.02. – 31.07.2015 ist übergangsweise noch eine Beibehaltung der Unterrichts-
einheit 22,5 Minuten möglich. Ab 01.08.2015 werden nur noch Unterrichtseinheiten á 30 bzw. 45 Minu-
ten für den Einzel- und Gruppenunterricht angeboten. 
 
 

§ 12  
Inkrafttreten  

 
Die Gebührensatzung tritt am 01.02.1997 in Kraft. Die 11. Nachtragssatzung der Musikschule Hilden 
tritt am 01.02.2015 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 11. Nachtragssatzung vom 17.12.2014 zur Gebührensatzung für die Musikschule der 
Stadt Hilden vom 29.01.1997 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen kann gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a.)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
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c.) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 17.12.2014  
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

4. Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 151 A f ür den Bereich An den Linden/ Ohligser 
Weg/ Kirschenweg 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 17.12.2014 nach Vorberatung im Stadtentwick-
lungsausschuss den Bebauungsplan Nr. 151 A  gemäß der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S.666) in der z.Zt. gültigen Fassung 
sowie §10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 
2004 (BGBI. I S. 2414),  zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.07.2014 (BGBl. I S. 954), 
als Satzung beschlossen. 
 
Dem Satzungsbeschluss liegen die Bebauungsplanbegründung  vom 29.09.2014 sowie der Umweltbe-
richt vom Januar 2014 zugrunde.  
 
Das Plangebiet liegt im Stadtteil Hilden-Süd. 
Es wird begrenzt durch den Ohligser Weg im Norden, durch die Straße An den Linden im Westen, 
durch die Nordgrenze sowie die Ostgrenze des Flurstückes 840 (Flur 63 Gemarkung Hilden) sowie die 
Straße Am Strauch im Süden und durch die Ostgrenze des Flurstückes 777 (Flur 63 Gemarkung Hil-
den) sowie die Ostgrenzen der Flurstücke 293, 292, 291, 424, 423, 289, 287, 285, 1051, 365 und 490 
(alle Flur 62 Gemarkung Hilden) im Osten. 
 
Mit dem Bebauungsplan soll  zum einen die bestehende aufgelockerte städtebauliche Struktur entlang 
der Straßen erhalten werden, zum anderen soll die Möglichkeit einer der Situation angemessenen 
städtebaulichen Nachverdichtung in den Innenbereichen des Quartiers geschaffen werden. 
Um den städtebaulichen Zusammenhang von Alt und Neu zu gewährleisten, enthält der Bebauungs-
plan auch gestalterische Festlegungen. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 151 A wird mit Begründung  und Zusammenfassender Erklärung im Verwal-
tungsgebäude, Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 451, während der Dienststunden zu jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Plans und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft ge-
geben.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Gel-

tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung 
durch den Bebauungsplan Nr. 151 A und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen.  

 
2. Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans gemäß § 214 Abs. 2 BauGB sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB für die Rechtswirksamkeit 
des Bebauungsplanes Nr. 151 A  unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermessungsamt – unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Gemäß 
§ 215 Abs. 2 BauGB wird hiermit auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW beim Zustan-

dekommen des Bebauungsplans Nr. 151 A kann nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
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 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 b) der Bebauungsplan Nr. 151 A ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den betreffenden Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermes-

sungsamt – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
4. Die Vorschriften des § 215 Abs. 1 und 2 BauGB bleiben unberührt. 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 151 A als Satzung, Ort und Zeit der Auslegung sowie die 
aufgrund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 151 A gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen.  
 
Hilden, den 29.12.2014 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntma-
chung wird hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 29.12.2014 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. Öffentliche Auslegung (Offenlage) des Bebauungsp lanes Nr. 255  für den Bereich Karnaper 
Straße/ Schürmannstraße/ Diesterwegstraße 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 17.12.2014 die öffentliche Auslegung des Bebau-
ungsplans Nr. 255  sowie die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
bei der Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBl. I S. 954) geändert worden ist, beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 255 liegt im Südwesten des Stadtgebietes östlich der 
Eisenbahntrasse zwischen Karnaper Straße, Schürmannstraße und Diesterwegstraße. 
Das Plangebiet wird begrenzt durch die Bahntrasse im Westen, die Karnaper Straße im Norden, eben-
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falls im Norden durch die Ostgrenze des Flurstückes 67, die Ostgrenze des Flurstückes 73, die Nord-
grenzen der Flurstücke 74, 327 und 483, im Südosten durch die Ostgrenzen der Flurstücke 483, 327, 
77 und 76 sowie im Süden durch die Westgrenzen der Flurstücke 76, 202 und 466. Alle Flurstücke lie-
gen in Flur 55 der Gemarkung Hilden. 
 
Das Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung von Planungerecht für eine moderate bauliche Ent-
wicklung des Bereiches. Es soll eine Mischung unterschiedlicher Wohnformen ermöglicht werden. 
 
Dem Offenlagebeschluss liegt die Entwurfsbegründung inklusive Umweltbericht mit Stand vom 
22.10.2014 zugrunde 
 
Der o.g. Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung in der Zeit vom 
 

26.01.2015 bis einschließlich 27.02.2015 
während der Dienststunden und nach Terminvereinbarung im Planungs- und Vermes-sungsamt der 
Stadt Hilden im Verwaltungsgebäude Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 440, zu jedermanns Einsicht 
aus. Dienststunden sind montags und freitags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, dienstags und 
mittwochs in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 
Uhr. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass während der Zeit der Auslegung Stellungnahmen zu dem Planent-
wurf und den Abwägungsunterlagen abgegeben werden können. 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB können nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt 
bleiben. 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Nor-
menkontrollantrag) unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die von 
der antragstellenden Person im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, 
aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Des Weiteren sind folgende Arten umweltbezogener Informationen verfügbar und werden in den Unter-
lagen zum Bebauungsplan behandelt: 
 

• Begründung und Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 255 (Entwurf); Hamann Stadtplaner + 
Architekten, Köln, Oktober 2014 
(Darstellung des städtebaulichen Konzeptes und der Erschließung [Straßen; Entwässerungs-
planung, Regenwasserversickerung, Lärmschutz, Erschütterungs-schutz]; Erläuterung der Be-
bauungsplaninhalte einschließlich von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen; Aussagen zur Be-
troffenheit der Schutzgüter  
Mensch: Immissionsschutz, Schienenverkehr, Lärm, Erschütterungen; 
Pflanzen und Tiere:  Auswirkungen auf die Tierwelt, Begrünungsmaßnahmen 
Landschaft, Wasser und Boden: Lage in der Wasserschutzzone IIIa, Versickerung von Nieder-
schlagswasser; Lärmschutzeinrichtungen 
Klima: Möglichkeiten zum Einsatz von Sonnenenergie) 
 

Zu den Umweltbelangen sind zudem folgende Gutachten vorhanden und einsehbar: 
 
Fachgutachten: 

 
• Hydrogeologisches Gutachten; Ingenieursgesellschaft Müller, Hilden, November 2012 

(Darstellung der durchgeführten Bodenuntersuchungen und der dabei gefundenen Ergebnisse; 
exemplarische Berechnung für eine Kiesrigole zur Regenwasserversickerung  im Plangebiet; 
Versickerung von Oberflächenwasser) 
 

• Schalltechnisches Gutachten; ISRW Dr. Klapdor GmbH, Düsseldorf; Februar 2014 
(Untersuchung der Schall- bzw. Erschütterungsquellen Güterbahnstrecke und Bolzplatz; Klä-
rung der Grundlagen; Berechnung von Emissionen und Immissionen; Erschütterungsmessun-
gen; Definition aktiver Schallschutzmaßnahmen [Wand, Wall]) 
 

• Landschaftspflegerischer Fachbeitrag mit Eingriffsbilanzierung, Lill + Sparla Landschaftsarchi-
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tekten, Köln; März 2014 
(Beurteilung der ökologischen Wertigkeit des Gebietes; Darstellung des geplanten Eingriffs bei 
Umsetzung der Planung; Beschreibung von Ausgleichsmöglichkeiten; Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung) 
 

• Artenschutzrechtliche Prüfung, Kölner Büro für Faunistik, Köln, September 2013 
(Darstellung der Rahmenbedingungen und der Vorgehensweise; Erläuterung einer Konflikt-
prognose zur Betroffenheit artenschutzrechtlich relevanter Tier-Arten; Zulässigkeit des Bebau-
ungsplanes aus artenschutzrechtlicher Sicht) 

 
Die bisher im Planverfahren eingegangenen umweltbezogenen Stellungnahmen der Behörden (u.a. 
Kreis Mettmann vom 18.12.2013) und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Ortsgruppe Hilden des 
B.U.N.D. vom 19.12.2013) sind auf Anfrage im Rathaus, Planungs- und Vermessungsamt, oder über 
den unten stehenden Pfad unter „SV 61/022“ einsehbar. 
Der Entwurf des Bebauungsplans inkl. Begründung und Umweltbericht sowie die Gutachten können 
auch im Internet unter www.stadtplanung-hilden.de -> aktuelle Verfahren Bebauungsplan -> Hilden-
Süd > 255 eingesehen werden. 
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen.  
 
Unter Hinweis auf das Datenschutzgesetz wird ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, dass die 
Namen der Einsender / Vortragenden von Stellungnahmen sowie deren Inhalt in den Drucksachen für 
die öffentlichen Sitzungen des Rates und der Ausschüsse aufgeführt werden, soweit dieses die Ein-
sender / Vortragenden nicht ausdrücklich verweigern. 
 
Hilden, den 29.12.2014 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntma-
chung wird hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 29.12.2014 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
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6. Allgemeinverfügung vom 12.01.2015 zur Festsetzun g eines Glasverbotes in Hilden am Rosen-
montag, dem 16.02.2015 
 
Nach § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Aufbau und die Befugnisse der Ordnungsbehörden Nord-
rhein-Westfalen (OBG NRW) in der derzeit geltenden Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 
(GV. NRW S. 528) in Verbindung mit § 35 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), erlässt die 
Stadt Hilden folgende 
 
Allgemeinverfügung: 
 
 
1. Glasverbot 
 
Für den unter Ziffer 2 genannten Zeitraum ist das Mitführen und die Benutzung von Glasbehältnissen 
(wie z.B. Flaschen und Gläser) in dem unter Ziffer 3 festgelegten Bereich im Stadtgebiet Hildens unter-
sagt. Das Gleiche gilt für den Ausschank und Verkauf von Getränken in Glasbehältnissen in der unter 
Ziffer 3 genannten Verbotszone. Ausgenommen von diesen Verboten ist das Mitführen von Glasge-
tränkebehältnissen durch Personen, welche diese offensichtlich und ausschließlich zur häuslichen 
Verwendung erworben haben. Auch das Mitführen von Arzneimitteln und Parfüm in Glasbehältnissen 
ist von dem Mitführverbot ausgenommen. 
 
2. Zeitlicher Geltungsbereich 
 
Das unter Ziffer 1 beschriebene Glasverbot gilt für Montag (Rosenmontag), den 16.02.2015 in der Zeit 
von 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 
 
3. Räumlicher Geltungsbereich  
 
Räumlicher Geltungsbereich ist der Kreuzungsbereich „Hagelkreuz“, der den End- bzw. Mittelpunkt der 
auf ihn zulaufenden Straßen Hagelkreuz, Richrather Straße, Neustraße, Klotzstraße, Schulstraße und 
Südstraße darstellt.  
Die Verbotszone ist durch sie umgebende Sperr- und Drängelgitter gut sicht- und erkennbar begrenzt. 
Der Geltungsbereich ist der anliegenden Karte (schraffierter Bereich) zu entnehmen, die Bestandteil 
dieser Allgemeinverfügung ist. 
 
4. Androhung von Zwangsmitteln 
 
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verfügung wird für den Fall des Mitführens oder Benut-
zens eines Glasbehältnisses in der Verbotszone ein Zwangsgeld von 35 Euro je Behältnis angedroht. 
Für den Fall des widerrechtlichen Ausschanks oder Verkaufs von Getränken in Glasbehältnissen wird 
ein Zwangsgeld in Höhe von 50 Euro je Behältnis angedroht. Falls das Glasbehältnis/die Glasbehält-
nisse daraufhin nicht unverzüglich aus der Verbotszone entfernt wird/werden, wird das Zwangsmittel 
des unmittelbaren Zwanges in Form der Beschlagnahme/Wegnahme des mitgeführten Glasbehältnis-
ses bzw. der mitgeführten Glasbehältnisse durch eingesetzte Ordnungs- und Sicherheitskräfte ange-
droht. 
Die an den Absperrpunkten eingesetzten Ordnungs- und Sicherheitskräfte sind auch berechtigt, Per-
sonenkontrollen (z.B. Abtasten von Personen, Durchsuchungen von Taschen, Tüten etc.) vorzuneh-
men und Personen, die das Verbot missachten und Getränkebehältnisse weiterhin in die/der Verbots-
zone ein- oder mitführen wollen, den Zutritt zu verweigern oder des Platzes zu verweisen.  
 
5. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird die sofortige Vollziehung dieser Verfügung angeordnet, 
damit eine gegen sie eingelegte Klage keine aufschiebende Wirkung entfaltet. 
 
6. Bekanntgabe 
 
Diese Verfügung gilt nach § 41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes Nordrhein Westfalen 
(VwVfG NRW) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.  
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Begründung zu Ziffer 1: 
 
Am Montag, den 16. Februar 2015, wird in Hilden der jährlich stattfindende Rosenmontagsumzug 
durchgeführt. Einen Zugstreckenabschnitt ist dabei der Straßenkreuzungsbereich „Hagelkreuz“, über 
welchen sich der Zug von der Richrather Straße kommend in die Südstraße bewegt.  
 
Diese Örtlichkeit stellt den gemeinsamen Endpunkt von sechs Straßen (Hagelkreuz, Richrather Straße, 
Neustraße, Klotzstraße, Schulstraße und Südstraße) dar, die strahlenförmig auf den „gemeinsamen 
Mittelpunkt“ zulaufen. 
In der Vergangenheit hat sich diese Örtlichkeit dabei zunehmend zu einem offenbar attraktiven Stand-
ort für Besucher zum Anschauen der vorbeiziehenden Karnevalswagen und der Fußtruppen entwickelt. 
 
Im Zuge dieser Entwicklung hat sich aber in den letzten Jahren eine „Feierkultur“ herausgebildet, die 
sich insbesondere durch stark alkoholisierte Jugendliche und Jung-Erwachsene auszeichnet und in de-
ren Folge es zu erheblichen Gefährdungen anderer Zugbesucher, aber auch Zugteilnehmer, durch 
Glasbruch sowie das Bewerfen anderer Personen mit Glasbehältnissen gekommen ist.  
 
Diese Personengruppen suchten den Bereich des Hagelkreuzes bereits durch das sog. „Vorglühen“ 
mehr oder weniger stark alkoholisiert auf und setzten den Alkoholkonsum dann mittels mitgebrachter 
Flaschen, auch Glasflaschen, fort. 
Der durch achtloses Wegwerfen und Fallenlassen der Flaschen entstehende Glasbruch birgt, dies zei-
gen die Erfahrungen, die Gefahr von Schnittverletzungen, führt aber auch zu einem erhöhten Reini-
gungsaufwand. 
 
Diese Ereignisse führten auch dazu, dass in den letzten Jahren in erheblichem Umfang der Polizeison-
derdienst der Kreispolizeibehörde Mettmann zum Einsatz kam, um gefährdende Situationen zu unter-
binden, aber auch um gewaltbereite Personen in Gewahrsam zu nehmen. Die im Zusammenhang mit 
Glasbruch entstandenen Gefährdungen konnten aber auch nicht durch Polizeieinsatz verhindert wer-
den. 
Die vor Ort eingesetzten Rettungsdienstkräfte mussten daher gerade in den Jahren 2011 und 2012 
zahlreiche Personen mit Schnittverletzungen (Treten oder Fallen in Glas), aber auch mit Intoxikations-
verdacht durch Alkohol behandeln. 
 
Qualität und Quantität dieser Ereignisse unterschieden sich dabei deutlich von den Vorkommnissen an 
allen anderen Stellen des Zugweges, womit deutlich wird, dass es sich bei dem Zugwegabschnitt „Ha-
gelkreuz“ um eine im Hinblick auf die öffentliche Sicherheit und Ordnung exponierte Örtlichkeit wäh-
rend des Rosenmontagszuges handelt. 
 
Aufgrund dieser Gefährdungslage wurde erstmalig im Jahr 2013 eine Glasverbotszone im Bereich des 
Hagelkreuzes eingerichtet. Das damit verbundene Ergebnis, so auch im  Jahr 2014, wurde durch die 
beteiligten Sicherheitsbehörden und die Rettungsdienste grundsätzlich positiv bewertet. Die oben be-
schriebenen Vorfälle und Gefahrenlagen früherer Jahre konnten durch diese Maßnahme deutlich und 
spürbar reduziert werden.  
  
Daher ist es sinnvoll und zur Vermeidung von Vorfällen wie in den Jahren 2011 und 2012  notwendig, 
auch für den Rosenmontagszug des Jahres 2015 eine Glasverbotszone im Bereich des Hagelkreuzes 
einzurichten. 
Nach § 14 Abs.1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbe-
hördengesetz (OBG) – vom 13.05.1980 (GV. NRW S. 528) können die Ordnungsbehörde die notwen-
digen Maßnahmen treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung abzuwehren.   
Durch die Verbote soll sichergestellt werden, dass keine Glasbehältnisse in die unter Ziffer 3 beschrie-
bene Verbotszone gelangen, um die oben bereits beschriebenen Gefahren abzuwehren und zu verhin-
dern. 
Die zunächst im Zusammenhang mit dem „Kölner Glasverbot“ kontrovers diskutierte und auch durch 
das Verwaltungsgericht Köln verneinte Frage, ob durch das reine Mitführen von Glasbehältnissen be-
reits eine „Gefahr“ im gefahrenabwehrrechtlichen Sinne besteht, ist durch das OVG Münster höchst-
richterlich dahingehend bewertet worden, dass, auch wenn das Tragen von Flaschen selbst keine Ge-
fahr darstellt, dies zwangsläufig zu einer solchen führen kann. Da das Wegwerfen von Flaschen selbst 
nicht verhindert werden kann, darf das Ordnungsrecht früher eingreifen – nämlich dort, wo es noch et-
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was bewirken kann und bereits die Mitnahme verbieten. 
Eine ordnungsrechtlich relevante Störung tritt bereits durch die ordnungswidrige Entsorgung von Glas-
flaschen im öffentlichen Straßenraum ein und nicht erst durch hiervon ausgehende Verletzungen Drit-
ter oder die Verwendung von Flaschen als Wurfgeschosse. 
 
Die mit dieser Verfügung ausgesprochenen Verbote sind geeignet, die oben aufgezeigten Gefahren in 
dem stark besuchten Bereich abzuwehren. Dies bestätigen auch die Erfahrungen des letzten Jahres. 
 
Sie sind auch erforderlich, da kein geringeres Mittel erkennbar ist, welches geeignet wäre, das mit die-
ser Verfügung beabsichtigte Ziel der Gefahrenabwehr in gleicher oder gar besserer Weise zu errei-
chen. 
 
Die Verfügung eines Glasverbotes im beschriebenen Geltungsbereich und die damit verbundenen 
Maßnahmen zur Sicherstellung des Verbotes sind auch angemessen. 
 
Zwar stellt das Glasverbot eine Einschränkung dar, die jedoch durch den Einsatz alternativer Materia-
lien (z.B. Kunststoff, Hartplastik) ausgeglichen werden kann, ohne dass auf den Verzehr von Alkohol 
verzichtet werden müsste. Diese Einschränkung ist im Verhältnis zur aufgezeigten Gefahrenlage für 
den angeordneten kurzen Zeitraum zumutbar und vertretbar.  
 
Das Glas-Ausschank- und -Verkaufsverbot betrifft ausschließlich gastronomische Angebote von Anbie-
tern innerhalb der Verbotszone. Hierdurch wird verhindert, dass Besucher innerhalb dieses Bereiches 
Getränke in Glasbehältnissen erwerben und/oder erhalten können. Der Verzicht auf Glas stellt zwar für 
die betroffenen Anbieter eine Einschränkung des Gewerberechtes nach Art. 12 GG und § 1 GewO dar, 
ist aber nur auf einen kurzen Zeitraum begrenzt und hat hinter der Zielsetzung der Gefahrenabwehr 
und somit dem Schutz von Leben und Gesundheit Dritter zurückzutreten. 
Durch die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung mit einem mehrwöchigen Vorlauf können sich die 
hiervon betroffenen Gewerbetreibenden rechtzeitig auf den Einsatz alternativer Materialien (z.B. 
Kunststoff, Hartplastik) einstellen. 
 
Auch das Einfrieden der Verbotszone mit sog. Drängelgittern und die damit durch  eingesetzte Ord-
nungs- und Sicherheitskräfte einhergehende Kontrolle an den Einlasspunkten in die Verbotszone ist 
geeignet, erforderlich und angemessen, um das Ziel dieser Verfügung zu erreichen. 
 
Nur durch gezielte Kontrolle aller Besucher kann das Mitführen von Glasbehältnissen unterbunden 
werden. Die Besucher haben die Wahl, ob sie unter diesen Voraussetzungen den Bereich betreten o-
der den in Glasbehältnissen mitgeführten Alkohol an anderer Stelle konsumieren oder diesen in alter-
native Behältnisse umfüllen wollen. An den Einlasspunkten stehen  jedenfalls geeignete Abfallbehälter 
bereit, in denen mitgebrachte Glasbehältnisse entsorgt werden können.  
Die mit den Kontrollen (Abtasten, Taschendurchsuchungen) verbundenen Einschränkungen der Besu-
cher sind vor der Zielsetzung der Abwehr von Gefahren durch Glasbruch und –wurf hinnehmbar. An-
sonsten besteht für die Besucher die Möglichkeit den Rosenmontagszug auch anderer Stelle ohne 
Einschränkungen zu verfolgen. 
 
Aus vorgenannten  Gründen ist daher das mit dieser Verfügung untersagte Mitführen von Glasbehält-
nissen, aber auch deren Verkauf und der Ausschank von Getränken in Glas geeignet, erforderlich und 
angemessen, um die ansonsten bestehende Gefahrenlage abzuwehren. 
 
Begründung zu Ziffer 2 und 3: 
 
Das Glasverbot ist ausschließlich auf einen verhältnismäßig kurzen Bereich des gesamten Zugweges 
beschränkt, in welchem es aber in den letzten Jahren zu Gefährdungslagen und Schadenseintritten der 
oben beschriebenen Art und Weise gekommen ist. Darüber hinaus erscheint eine räumliche Auswei-
tung des Glaserverbotes aber nicht erforderlich, da es im übrigen Verlauf des Rosenmontagszuges zu 
vergleichbaren Vorkommnissen der beschrieben Art weder im Hinblick auf die Qualität noch die Quan-
tität gekommen ist. 
Die zeitliche Beschränkung des Glasverbotes orientiert sich an den Erfahrungswerten, somit den Zei-
ten, in denen die ersten Besucher des Zuges im Bereich des Hagelkreuzes erscheinen und sich das 
Besucheraufkommen nach Beendigung des Zuges auflöst. 
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Begründung zu Ziffer 4: 
 
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55, 60, 62 und 63 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen – VwVG NRW.  
Als Zwangsmittel kommen nach § 57 VwVG NRW Ersatzvornahme, Zwangsgeld und unmittelbarer 
Zwang in Betracht. 
Da das Zwangsmittel der Ersatzvornahme hier völlig ungeeignet ist, kommt zunächst bei Verstößen 
gegen das unter Ziffer 1 verfügte Verbot als mildestes Mittel das Zwangsgeld (§ 60 VwVG NRW) in Be-
tracht. Die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes bei der Mitführung von Glasbehältnissen ist dabei 
geeignet dem Pflichtigen eine Handlung abzuverlangen; in diesem Fall der Entsorgung des Glasbe-
hältnisses oder dem Verlassen der Glasverbotszone. 
Aufgrund wirtschaftlichen Vorteils und dem damit verbundenen Interesse an einem verbotswidrigen 
Ausschank und/oder Verkauf von Getränken in Glasbehältnissen ist in diesen Fällen das erhöhte 
Zwangsgeld sachgerecht und angemessen.  
 
Für den Fall, dass Glasbehältnisse nicht aus der Verbotszone entfernt werden sollten, wird gemäß § 62 
VwVG NRW das Zwangsmittel des unmittelbaren Zwangs angedroht. Nach § 58 Abs. 3 VwVG NRW 
darf der unmittelbare Zwang nur angedroht werden, wenn andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen 
oder untunlich sind. Dies ist vorliegend der Fall, wenn das Zwangsgeld nicht zu dem entsprechenden 
Erfolg führt. Zweck des Mitführungsverbotes von Glas ist es, den beschriebenen Verbotsbereich „Ha-
gelkreuz“ von Glasgefäßen freizuhalten, um die oben beschriebenen Gefahren zu vermeiden.  
 
Begründung zu Ziffer 5: 
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 Nr. der Verwal-
tungsgerichtsordnung – VwGO – in der z.Z. gültigen Fassung. Sie ist zum Schutze der Allgemeinheit 
notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene Anordnung unmittelbar vollzieh-
bar ist. 
Das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung dieser Allgemeinverfügung ergibt sich daraus, 
dass die unmittelbar notwendige Beseitigung der oben beschriebenen Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung, insbesondere für die individuellen Schutzgüter wie Gesundheit, Leben und Ei-
gentum keinen Aufschub duldet, der sich ansonsten durch die Einlegung eines Rechtsmittels ergeben 
würde.  
Durch die sofortige Vollziehung wird die Versorgung mit Getränken nicht eingeschränkt oder deren 
Verkauf dem Grunde nach verhindert. Der persönliche Bedarf kann durch die Nutzung alternativer Be-
hältnisse problemlos gedeckt werden. Wirtschaftliche Einnahmeverluste betroffener gewerblicher An-
bieter im Verbotsbereich können durch die Verwendung  alternativer Materialien ebenfalls verhindert 
werden.  
Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung der vorgenannten Anordnungen und die 
damit einhergehende Vermeidung von Gefahren für die körperliche Unversehrtheit der Zugbesucher 
überwiegt insoweit das eventuelle Aufschubinteresse der hiervon Betroffenen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Düsseldorf in 40213 Düsseldorf, Bastionstr. 39, erhoben werden.  
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Elektronischen Rechtsverkehrsverord-
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte – ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005 (GV.NRW S. 926; 
SGV.NRW 320) zu erklären. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sind anzugeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. Wird die 
Klage schriftlich erhoben, sollen zwei Abschriften der Klage für die Beteiligten beigefügt werden. 
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Rechtsbehelfsbelehrung gegen die Anordnung der sofo rtigen Vollziehung:  
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim zuständigen Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionsstraße 39 in 40213 Düsseldorf schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim Urkunds-
beamten der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung gestellt werden. 
 
Zusätzlicher Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Bürokratieabbaugesetze I und II das einer Klage bisher 
vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft worden ist. Zur Vermeidung unnötiger Kosten wird 
empfohlen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit dem Ordnungsamt der Stadt Hilden in Verbin-
dung zu setzen. Oftmals können so etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage behoben 
werden. Die Klagefrist von einem Monat wird hierdurch allerdings nicht verlängert.   
 
 
 
Hilden, den 12.01.2015 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


